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Allgemeinverfügung (Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007) des Landkreises Weilheim-Schongau über die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich 
Ermäßigungsticket als Höchsttarif im Kalenderjahr 2025 
 
 
 

Hintergrund 
Zur Fortführung des Deutschlandtickets haben Bund und Länder im Rahmen von Muster-Richtlinien zum 
Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2025 aus Bundes- und Landesmitteln vom 7. Oktober 2024 (im Folgenden: Mus-
ter-Richtlinien Deutschlandticket 2025) Maßstäbe zur einheitlichen Ermittlung des mit der Einführung des 
Deutschlandtickets verbundenen Ausgleichs abgestimmt. Die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 ba-
sieren auf den Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im ÖPNV im Zusammenhang mit 
dem Deutschlandticket im Jahr 2024. 
Die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 regeln die Ausreichung der Finanzmittel durch die Länder an 
die Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) sowie 
des allgemeinen öffentlichen Personennahverkehrs (allgemeiner ÖPNV). Die Muster-Richtlinien Deutsch-
landticket 2025 waren von den Ländern jeweils noch an die konkreten Verhältnisse vor Ort anzupassen und 
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umzusetzen. Im Freistaat Bayern erfolgte dies im Rahmen von Richtlinien des Freistaates Bayern zur Um-
setzung der Vorgaben der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 (im Folgenden: Richtlinien Bayern 
2025; Anlage 3). Die wesentlichen Teile der bundesweit abgestimmten und durch die Verkehrsministerkon-
ferenz bestätigten Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 sind verbindlich und bundesweit einheitlich um-
zusetzen. 
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets 
im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen des SPNV und des allgemeinen ÖPNV nach Maßgabe der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften 
zu regeln. 
Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet zum 1. 
Januar 2025 sowie eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewährleisten, erlässt der Landkreis Weil-
heim-Schongau eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die allgemeine Vorschrift regelt rechtsverbindlich die gemein-
wirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Weilheim-Schongau tätigen Ver-
kehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie im Gegenzug 
einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile. Hierdurch werden die Vorgaben zum 
Deutschlandticket bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Weilheim-Schongau im Kalender-
jahr 2025 umgesetzt. 
Die verpflichtende Teilnahme und konkrete Umsetzung der Einnahmenaufteilung zum Deutschlandticket ist 
in Nr. 2.2 und in Anlage 2 dieser allgemeinen Vorschrift verankert. Da die Ausgleichsermittlung grundsätzlich 
nach dem Soll-Ist-Vergleich erfolgt, ist die Einnahmenaufteilung wesentlich für die Ausgleichsermittlung und 
somit auch Regelungsinhalt dieser allgemeinen Vorschrift. Rahmenbedingungen für die Einnahmenauftei-
lung im Freistaat Bayern sind die bundesweiten Vorgaben der Verkehrsministerkonferenz beziehungsweise 
der von dieser bestimmten Gremien. 
Im Freistaat Bayern wurde zusätzlich das Ermäßigungsticket zum Deutschlandticket für Auszubildende, Stu-
dierende und Freiwilligendienstleistende eingeführt (Ermäßigungsticket). Beim Ermäßigungsticket handelt es 
sich um ein für die Bezugsberechtigten vergünstigtes Deutschlandticket. Die zusätzliche Ermäßigung wird 
vom Freistaat Bayern finanziert. Entsprechende Regelungen sind in dieser allgemeinen Vorschrift sowie in 
Anlage 1 enthalten und in den Richtlinien Bayern 2025 geregelt.  
Zu berücksichtigen ist, dass der allgemeine ÖPNV im Freistaat Bayern zu einem Teil über öffentliche Dienst-
leistungsaufträge gewährleistet wird. Diese öffentlichen Dienstleistungsaufträge enthalten jeweils unter-
schiedlich ausgestaltete gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen in Form von Tarifvorgaben sowie Ausgleichs-
regelungen hierfür. Die allgemeine Vorschrift regelt daher einen grundsätzlichen Vorrang der öffentlichen 
Dienstleistungsaufträge. Sie regelt eine gemeinwirtschaftliche Verpflichtung zur Anerkennung des Deutsch-
landtickets nur insoweit, wie der jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Verpflich-
tung einschließlich Ausgleichsleistungen hierfür nicht enthält. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im Ein-
zelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisführung 
hierfür erfolgt sodann auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter vollständiger 
Beachtung der Regelungen der allgemeinen Vorschrift. Hierfür sind bei Bedarf Anpassungen der zugrunde-
liegenden öffentlichen Dienstleistungsaufträge in Form von Ergänzungsvereinbarungen zu treffen. 
Die in der allgemeinen Vorschrift geregelte Bereitstellung von Daten durch die Verkehrsunternehmen stellt 
sicher, dass – entsprechend den unterschiedlichen Rahmenbedingungen und Einnahmenaufteilungsrege-
lungen in den Verbünden und für sonstige Gemeinschaftstarife – durch die Verkehrsunternehmen jeweils 
alle Daten zur Verfügung gestellt werden, die für die Zwecke der Ermittlung der Ausgleichsleistungen und 
des Ausschlusses einer Überkompensation gemäß den Regelungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 erforderlich sind. Diese Daten werden ausschließlich für die genannten Zwecke verwendet. 
Die für die Einbeziehung der vormaligen Ausgleichszahlungen auf der Grundlage von § 45a PBefG (Be-
standssicherungsleistungen) zu ergänzenden Punkte sind in Nr. 4.1.2 eingebettet. Es handelt sich insofern 
jedoch nur um eine Regelung für Leistungen, die aufgrund der Bestandssicherung während einer Übergangs-
phase an die Verkehrsunternehmen ausbezahlt werden. Für neue Verkehre außerhalb der Bestandssiche-
rung ist für die Zahlung von Ausgleichsleistungen im Ausbildungsverkehr an die Verkehrsunternehmen eine 
gesonderte Regelung erforderlich. Das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr hat hierzu ebenfalls 
eine Arbeitshilfe zur Verfügung gestellt. 
Allerdings ist zu beachten, dass die Regelungen zum Deutschlandticket derzeit den Ausgleich auf der 
Grundlage eines Schutzschirm-Mechanismus berechnen. Zum gegenwärtigen Kenntnisstand ist zu erwar-
ten, dass dies nicht dauerhaft beibehalten wird, sondern künftig der in der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
vorgesehene Ausgleichsmechanismus zur Anwendung kommen wird. Dies kann eine Überprüfung und ggf. 
Änderung der hier beschriebenen Regelungen erforderlich machen. Es ist daher gegenwärtig unklar, wie 
lange der hier beschriebene Ausgleich für die vormaligen Ausgleichszahlungen nach § 45a PBefG unver-
ändert beibehalten werden kann oder ob ein gesonderter Ausgleich für die Bestandssicherung neu etabliert 
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werden muss. Siehe hierzu insgesamt Nr. 2.2.2.2 des „Leitfadens für die Finanzierung des allgemeinen 
ÖPNV im Freistaat Bayern nach der Novellierung des ÖPNVG zum 1. Januar 2024“ vom 17.November 
2023.  
 

Allgemeinverfügung 

1. Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes 

(PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 3 und Artikel 9 Absatz 1 des Gesetzes über den öffentlichen Personen-

nahverkehr in Bayern (BayÖPNVG in der zum 1. Januar 2025 geltenden Fassung) sowie Artikel 3 Absatz 

2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis Weil-

heim-Schongau die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als 

Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur Gewährung 

von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beförderung von Fahrgäs-

ten mit einem Deutschlandticket im Kalenderjahr 2025. 

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 2.4) öf-

fentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, während der 

Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 8) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 

des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Teil des Gemeinschaftstarif des Münchner VerkehrsVer-

bundes (MVV-Tarif) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ge-

mäß den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend Nr. 2.2 anzuerkennen (im Folgen-

den Tarifanerkennung oder Tarifanerkennungspflicht).  

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem 

gültigen Deutschlandticket zu den in den MVV-Tarif integrierten bundesweit einheitlich geltenden 

Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestimmungen Deutschlandticket in der jeweils geltenden Fas-

sung (https://www.bauen.bayern.de//min/verkehrsministerkonferenz/index.php) sowie der im MVV-

Tarif festgelegten weiteren Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket (Anlage 4), ohne dass den 

Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutschlandtickets ver-

pflichtet das Verkehrsunternehmen nicht zum Vertrieb; bezüglich des Vertriebs gelten die entspre-

chenden Regelungen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger Er-

gänzungen oder Nachträge (im Folgenden: öffentlicher Dienstleistungsauftrag) zwischen dem Ver-

kehrsunternehmen und der jeweils zuständigen Behörde. Die Verkehrsunternehmen sind im Zu-

sammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berechtigt und verpflichtet, an 

der Einnahmenaufteilung für das Deutschlandticket (vergleiche Beschlussfassung für ein bundes-

weites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des 

Leipziger Modellansatzes in der jeweils geltenden Fassung (https://www.bauen.bayern.de//min/ver-

kehrsministerkonferenz/index.php) ) teilzunehmen. Die Ausgestaltung der Stufe 2 der Einnahmen-

aufteilung nach dem Leipziger Modell im Freistaat Bayern erfolgt entsprechend den Vorgaben in 

Anlage 2. Der Zeitpunkt, zu dem Stufe 2 in Kraft tritt und Stufe 1 ablöst, erfolgt durch eine Be-

schlussfassung der Verkehrsministerkonferenz und wird auf der Website der Verkehrsministerkon-

ferenz (https://www.bauen.bayern.de//min/verkehrsministerkonferenz/index.php) veröffentlicht. Ent-

sprechend sind die hierfür jeweils erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenan-

sprüche vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschießende 

Einnahmen abzugeben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem Deutschlandticket kein 

Nachteilsausgleich in Anspruch genommen werden muss, ist der den Soll-Einnahmewert 2025 über-

steigende Betrag entsprechend den Vorgaben eines unter Beteiligung der Betroffenen festzulegen-

den Systems zu verteilen. Konkretisierungen und ausführende Bestimmungen zum Leipziger Mo-

dellansatz und der Einnahmenaufteilung sind entsprechend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen 

sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung erforderlich, 

https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
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Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei entsprechenden Ta-

rifanträgen Dritter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem mög-

lichen und erforderlichen Umfang an der einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwir-

ken. Im Hinblick auf die Kontrolle des Deutschlandtickets gelten vorrangig die Vorgaben des jewei-

ligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags; die Umsetzung der bundesweit abgestimmten Kontroll-

merkmale ist technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundes-

weit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets sind einzuhalten.  

2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet zudem die Beförderung von Studieren-

den, Auszubildenden und Freiwilligendienstleistenden mit einem gültigen ermäßigten Deutschland-

ticket (Ermäßigungsticket) gemäß Anlage 1. Die Verkehrsunternehmen sind im Hinblick auf die An-

erkennung des Ermäßigungstickets zudem berechtigt und verpflichtet, bei der bundesweiten Ein-

nahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das Ermäßigungsticket ist bei der bundesweiten Einnah-

menaufteilung mit dem regulären Preis des Deutschlandtickets ohne die ergänzende Ermäßigung 

in Bayern anzusetzen.  

2.4 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das gesamte Ge-

biet, für das der Landkreis Weilheim-Schongau, unter Berücksichtigung von bestehenden Regelun-

gen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis 

als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

für den allgemeinen ÖPNV innehat. 

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss von Umsetzungsver-

einbarungen 

3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personenverkehr auf 

Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrs-

dienste), gelten die Regelungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger 

Ergänzungen oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser allgemeinen Vor-

schrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie der jeweilige öffent-

liche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets 

enthält; im Übrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewähren-

den Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung 

im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen 

Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags 

unter vollständiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, können zur Um-

setzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwischen 

dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Weilheim-Schongau abgeschlossen wer-

den. In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete Abwicklung der Ausgleichs-

leistungen sowie der Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt wer-

den. Die Umsetzungsvereinbarung begründet keine eigenständigen Tarifanerkennungspflichten o-

der Ausgleichsansprüche.  

4. Ausgleichsleistungen 

4.1 Die Verkehrsunternehmen erhalten nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Ausgleichsleistun-

gen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden finanziellen Nach-

teile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situation mit 

Anerkennung des Deutschlandtickets (Mit-Fall) und der Situation mit Anwendung der bis dahin gel-

tenden Tarife (Ohne-Fall) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils verbundenen positiven 

und negativen Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu beachten; 

die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder 

einer Umsetzungsvereinbarung auf dieser Basis zu regeln. 
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4.1.1 In Bezug auf die Fahrgeldeinnahmen ist entsprechend Nr. 4.3 der Richtlinien Bayern 2025 (Anlage 

3) für die Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (Nr. 8) wie folgt vorzugehen: 

- Anzusetzen ist für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, 

Haustarife) die Differenz zwischen den um die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Kalender-

jahr 2025 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2019 bis 

Dezember 2019 (Ohne-Fall) und den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Monate 

des Kalenderjahres 2025 (Mit-Fall) entsprechend Nrn. 4.3.1.1 und 4.3.1.2 der Richtlinien Bay-

ern 2025. Für das Ermäßigungsticket sind bei der Ermittlung der Fahrgeldeinnahmen die re-

gulären Einnahmen aus dem Deutschlandticket ohne ergänzende Ermäßigung anzusetzen. 

Die Einnahmen aus erhöhten Beförderungsentgelten sind nicht zu berücksichtigen. Maßgeb-

lich sind insoweit jeweils die gemäß der zugrundeliegenden Einnahmenaufteilungen zuge-

schiedenen Fahrgeldeinnahmen als Netto-Einnahmen (ohne Umsatzsteuer).  

- Im Mit- und im Ohne-Fall sind jeweils die Ausgleichsansprüche nach den §§ 228 ff. SGB IX 

entsprechend Nr. 4.3.2 der Richtlinien Bayern 2025 zu berücksichtigen (vergleiche auch unten 

Nr. 4.1.3).  

- Auswirkungen aufgrund von wesentlichen Angebotsänderungen einschließlich Unterbrechun-

gen der Verkehrsbedienung während der genannten Vergleichszeiträume sind nach Maßgabe 

von Nr. 4.3.1.1 der Richtlinien Bayern 2025 zu berücksichtigen.  

- Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte in den Monaten Ja-

nuar 2019 bis Dezember 2019 ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen 

ausnahmsweise die Nutzung von entsprechenden Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern 

keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese Prog-

nosedaten müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem 

Deutschlandticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren validiert werden. 

Eine Fortschreibung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen anhand einer pauschalen Er-

höhung für positive Verkehrsmengeneffekte nach Nr. 4.3.1.1 Satz 7 der Richtlinien Bayern 

2025 beziehungsweise im Verhältnis zu der Veränderung der Betriebsleistungen im Kalender-

jahr 2025 nach Nr. 4.3.1.1 Satz 8 der Richtlinien Bayern 2024 erfolgt nicht, soweit bei der 

Ermittlung der Soll-Einnahmen ein positiver Verkehrsmengeneffekt beziehungsweise die Be-

triebsleistungsveränderung durch die Nutzung von entsprechenden Ist-Daten aus dem Refe-

renzzeitraum des Jahres 2022 oder Prognosedaten bereits berücksichtigt ist.  

- Zur Ermittlung der Fahrgeldeinnahmen werden nach Nr. 4.3.1.1 Satz 1 und Nr.4.3.1.2 Satz 2 

der Richtlinien Bayern 2025 auch ausgegebene Fahrausweise berücksichtigt, für die aufgrund 

von Zahlungsausfällen keine Fahrgeldeinnahmen erzielt wurden. 

- Einnahmen aus dem durch Beschluss des Koordinierungsrates festgelegten bundeseinheitli-

chen Vertriebsanreiz (veröffentlicht unter https://www.bauen.bayern.de//min/verkehrsminister-

konferenz/index.php) für Deutschlandtickets, Deutschland-Jobtickets und das Deutschland-

Semesterticket sind von den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen im Jahr 2025 nach Nr. 4.3.1.2 

Satz 5 der Richtlinien Bayern 2025 abzuziehen. 

- Bei der Ermittlung der Fahrgeldeinnahmen nach Nr. 4.3.1 der Richtlinien Bayern 2025 anhand 

der auf das Kalenderjahr 2025 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Mo-

nate Januar 2019 bis Dezember 2019 sind über die in Nr. 4.3.1.1 Satz 5 und 6 und Nr. 4.3.1.2 

Satz 7 und 8 der Richtlinien Bayern 2025 vorgesehenen Regelungen hinaus etwaige Tarif-

maßnahmen, Maßnahmen durch Verbundraumerweiterungen sowie etwaige hierfür erhaltene 

Ausgleichsleistungen jeweils sachgerecht zu berücksichtigen und transparent darzustellen. 

- Bei der Durchführung einer größeren Verbundintegrationsmaßnahme nach der Einführung 

des Deutschlandtickets (zum Beispiel in Form einer Verbundraumerweiterung) ist in der Regel 

https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
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von einer grundlegenden Änderung der Tarifstruktur im Integrationsgebiet auszugehen, auf-

grund derer ein Vergleich zu den Tarifarten und Preisstufen des Jahres 2019 nicht möglich ist. 

In diesem Fall werden gemäß Nr. 4.3.1.1 Satz 4 der Richtlinien Bayern 2025 – solange für den 

jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrag ein verbundintegrationsbedingter Ausgleichsan-

spruch besteht – bei der Ermittlung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen nach Nr. 4.3.1.1 

der Richtlinien Bayern 2025 für das Gebiet, für das die Verbundintegrationsmaßnahme erfolgt, 

die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 

ermittelt und über die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2025 fortgeschrieben. 

Der gemäß der jeweiligen allgemeinen Vorschrift zur Verbundintegrationsmaßnahme geleis-

tete verbundintegrationsbedingte Ausgleich ist bei der Ermittlung des Deutschlandticketaus-

gleichs nach Nr. 4.3.1.2 der Richtlinien Bayern 2025 als tatsächliche Fahrgeldeinnahmen an-

zurechnen und reduziert damit die Differenz zwischen hochgerechneten und tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen. Sofern die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen gemäß Nr. 4.3.1.1 

Satz 11 der Richtlinien Bayern 2025 über Einnahmenaufteilungsschlüssel verteilt werden, sind 

die jeweiligen Verteilungsverhältnisse im Kalenderjahr 2025 ohne die Einführung des Deutsch-

landtickets und unter Berücksichtigung des jeweils ohne die Verbundintegrationsmaßnahme 

in den Integrationsgebieten im Kalenderjahr 2025 gültig gewesenen Tarifs abzubilden. Bei 

kleineren Verbundintegrationsmaßnahmen und Ausnahmefällen bzw. Abweichungen von dem 

oben beschriebenen Vorgehen ist das konkrete Vorgehen mit dem Freistaat Bayern abzustim-

men. 

Die Regelungen zu den Fahrgeldeinnahmen gelten gleichermaßen auch für das Ermäßigungsticket; 

dieses ist im ersten Schritt bei der Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen wie das reguläre 

Deutschlandticket zu berücksichtigen. Im zweiten Schritt ist sodann eine gesonderte Darstellung der 

Höhe der zusätzlichen Ausgleichsleistungen für die Ermäßigungstickets nach Maßgabe von Nr. 

4.1.8 erforderlich. 

4.1.2 Bezüglich der im Ohne-Fall (siehe Nr. 4.1) bis einschließlich des Jahres 2023 gewährten Aus-

gleichsleistungen auf Grundlage des § 45a PBefG war zur Vermeidung von Verwerfungen im Zu-

sammenhang mit der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets eine entsprechende Erklärung zum 

Verfahren der Berechnung der Ausgleichsleistungen erforderlich.  

Das BayÖPNVG wurde mit Gesetz vom 24. Juli 2023 angepasst und der Ausgleich nach 

§ 45a PBefG zum 1. Januar 2024 durch eine landesgesetzliche Regelung ersetzt. Verkehrsunter-

nehmen erhalten für Linienverkehre mit einer Genehmigung, deren Laufzeit bis spätestens zum 30. 

September 2024 beginnt, während der gesamten Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach 

dieser allgemeinen Vorschrift. Für Linienverkehre mit einer Genehmigung, deren Laufzeit zwischen 

dem 1. Oktober 2024 und dem 31. Dezember 2024 beginnt, erhalten sie diese Leistungen längstens 

bis zum 31. Juli 2033. Hiervon ausgenommen sind eigenwirtschaftliche Genehmigungen, die sich 

in Bezug auf eine Vorabbekanntmachung, die innerhalb des Kalenderjahres 2023 veröffentlicht 

wurde, durchgesetzt haben. Die Laufzeit dieser Genehmigungen kann auch nach dem 31. Dezem-

ber 2024 beginnen; Verkehrsunternehmen erhalten in diesem Fall während der gesamten Laufzeit 

dieser Genehmigung Leistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift. 

Diese allgemeine Vorschrift umfasst insoweit auch die Ausgleichsleistungen in der Höhe des Betra-

ges, der sich bei entsprechender Anwendung des Verfahrens zur Berechnung nach Satz 1 ergibt. 

Der Ausgleichsanspruch des Unternehmers endet spätestens mit Ablauf der Liniengenehmigungen. 

Der Ausgleich wird bei Änderungen des Angebots entsprechend wertanteilig angepasst. Die zum 

Ausgleich der weggefallenen Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG gewährten Beträge sind ge-

sondert auszuweisen.  

Die Höhe der zum Ausgleich der weggefallenen Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG gewährten 

Beträge wurde im Jahr 2024 pauschaliert ermittelt und ersetzt diese Ausgleichsleistungen. Auf Basis 

dieser linien- bzw. linienbündelscharfen Zuordnung der § 45a PBefG-Ausgleichsleistungen, die 
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Grundlage für die Auszahlung durch den Landkreis Weilheim-Schongau im Jahr 2024 war, bean-

tragt das Verkehrsunternehmen über das DTBY-Portal1 bei dem Landkreis Weilheim-Schongau bis 

zum 1. März 2025 eine Vorauszahlung von 50 % der Ausgleichsleistungen für das Jahr 2025. Bis 

zum 1. September 2025 beantragt der Unternehmer die zweite Vorauszahlung in Höhe von 50%.  

Werden während der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift wesentliche Veränderungen des Lini-

enangebotes festgestellt, werden die pauschalierten Ausgleichsleistungen wertanteilig angepasst. 

Die Höhe der Ausgleichsleistungen verringert sich bei Auslaufen einzelner Liniengenehmigungen 

entsprechend den Wertanteilen der jeweiligen Linien.  

Wesentliche Änderungen werden in der nächsten Auszahlung berücksichtigt. Erforderlichenfalls er-

folgt nach Ende der Genehmigungslaufzeit oder der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift eine 

Korrektur; die Regelungen nach Nr. 4.2.4 finden entsprechend Anwendung. 

4.1.3 Die Höhe ausgleichsfähiger Mindereinnahmen aus der Minderung von Ausgleichsleistungen aus 

anderen allgemeinen Vorschriften ist entsprechend den Vorgaben in Nr. 4.1.1 zu ermitteln; es gilt 

Nr. 4.3.3 der Richtlinien Bayern 2025.  

4.1.4 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt insbe-

sondere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleicherma-

ßen auch für weitere bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen des 

Landkreises Weilheim-Schongau (zum Beispiel aktuell für das 365-Euro-Ticket) oder Dritter, die für 

das Verkehrsunternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen ne-

beneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschriften, 

ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt 

werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür gewährten Ausgleichsleistungen 

im Rahmen der Nachweisführung (dazu Nr. 5) jeweils getrennt und nachvollziehbar darzustellen. 

4.1.5 Der Landkreis Weilheim-Schongau kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsre-

gelungen treffen. 

4.1.6 Von den ausgleichsfähigen Mindereinnahmen sind die im direkten ursächlichen Zusammenhang mit 

der Einführung des Deutschlandtickets vermiedenen oder ersparten Aufwendungen aus dem Ver-

trieb des bisherigen Tarifsortiments nach Maßgabe von Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 2025 in 

Abzug zu bringen. 

4.1.7 Entsprechend Nr. 4.3.4 der Richtlinien Bayern 2025 ergibt sich die Höhe der Ausgleichsleistungen 

für die ergänzende Ermäßigung des Ermäßigungstickets aus der Differenz zwischen den nach Nr. 

4.3.1.2 Satz 4 der Richtlinien Bayern 2025 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsächli-

chen Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der Ermäßigungstickets. 

4.1.8 Bei grenzüberschreitenden Verkehren gilt: Grundsätzlich erfolgt die Zuordnung von (Fahrgeld-)Ein-

nahmen und Kosten entsprechend den vertraglich vereinbarten Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bezie-

hungsweise Zug-Kilometern des Kalenderjahres 2025. Soweit andere Vereinbarungen im Rahmen 

öffentlicher Dienstleistungsaufträge, soweit vorhanden, beziehungsweise zwischen den beteiligten 

zuständigen Behörden bestehen, sind diese für die (Fahrgeld-)Einnahmen- und Kostenzuordnungen 

maßgeblich; es gilt Nr. 4.3.7 der Richtlinien Bayern 2025.  

4.2 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf den 

finanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Verbin-

dung mit dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  

4.2.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifanerkennungspflicht aus dieser allgemeinen 

Vorschrift entspricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (posi-

tiven und negativen) Auswirkungen aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser all-

gemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket. Für die Ermittlung des finanziellen Netto-

                                            
1 DTBY-Portal: Portal des Freistaates Bayern zum Vollzug der Abrechnung des Deutschlandtickets; erreichbar unter 
https://dtby.intraplan.de/ 
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effekts ist somit eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Einnahmen und Kosten aus der Tarif-

anerkennungspflicht nach dieser allgemeinen Vorschrift vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf 

die Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz des Mit-Falls und des Ohne-Falls ent-

sprechend Nr. 4.1.  

4.2.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden im Übrigen bei ge-

meinwirtschaftlichen Verkehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags um-

gesetzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrechnung gemäß Nr. 

5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes gemäß Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007. Im Hinblick auf die Vermeidung einer Überkompensation gilt Nr. 4.2.4; die Umsetzung 

ist im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu gewährleisten. 

4.2.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 wie folgt gewährleistet: 

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 des Anhangs der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.  

- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Nr. 6 des Anhangs der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 gilt Nr. 4.2.4. 

4.2.4 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer Überkompensa-

tion im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen. Die Vermeidung einer Über-

kompensation wird unter Beachtung der Vorgaben von Nr. 6 des Anhangs in Bezug auf den ange-

messenen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die Überkompensationskontrolle ist jährlich durchzufüh-

ren. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung des Deutsch-

landtickets nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein angemessener Gewinn von 

5 Prozent vom Umsatz für die zugrundeliegenden Verkehrsdienste erreicht wird. Ein höherer Ge-

winn kann im Einzelfall als angemessen akzeptiert werden, wenn die Verkehrsdienste in einem eu-

ropaweit bekanntgemachten Vergabeverfahren mit mehreren Bietern vergeben wurde und das Ver-

kehrsunternehmen nachweist, dass es über die Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags, 

ohne Betrachtung der Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, eine höhere Umsatzrendite mit den 

zugrunde liegenden Verkehrsdiensten erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die für die Beur-

teilung erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend zur Verfügung und ermöglicht 

so die Überprüfung des Vorliegens einer Überkompensation. Bei der Ermittlung des angemessenen 

Gewinns in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sind Kosten nur maximal in der Höhe berücksich-

tigungsfähig, die sich aus dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ergibt. Bei Bedarf können restrik-

tivere Regelungen für den Einzelfall getroffen werden. Änderungen beim Angebot und Angebotsun-

terbrechungen sind entsprechend Nr. 4.1 angemessen zu berücksichtigen. Die Berechnung ein-

schließlich der Datengrundlagen müssen einer Überprüfung durch den Landkreis Weilheim-

Schongau oder dessen Beauftragten zugänglich gemacht werden (vgl. Nr. 5.10). Zum Nachweis 

einer nicht vorhandenen Überkompensation ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die 

Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich die-

ser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend Nr. 4.2.1 differenziert 

nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und eigenwirtschaftlichen Verkehren zum 31. Januar 2027 

vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach 

Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensation auszuweisen. Die 

Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen auf jeden bestehenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag 

oder jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu bestä-

tigen; betreibt das Verkehrsunternehmen im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift mehrere 

eigenwirtschaftliche Verkehre, können die Nachweise gesamthaft hierfür erbracht werden. Sollte im 

Einzelfall dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen den 

überkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab 

dem Eintritt der Überkompensation zurückzuzahlen. 
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5. Darlegungs- und Nachweispflichten 

5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser allge-

meinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Aus-

gleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift 

erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen.  

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind – soweit nicht durch einen von ihnen beauftragten Dritten gemeldet 

wird – verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats für den Vormonat alle selbst oder im Namen 

des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe des Deutschlandtickets einschließlich der Verkäufe 

des Ermäßigungstickets, wobei hier der nicht ermäßigte Kaufpreis anzusetzen ist, unmittelbar an 

die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2025 benannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunter-

nehmen werden verpflichtet, die selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Ver-

käufe der übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag nach Ende eines Monats unmittelbar an die in Nr. 

5.3 der Richtlinien Bayern 2025 benannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen wer-

den verpflichtet, die vorläufigen Soll-Einnahmen inklusive tariflicher Fortschreibung gemäß Richtli-

nien Bayern 2025 an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2025 benannte Clearingstellte einmalig 

monatsscharf für das gesamte Jahr 2025 bis zum 20. Februar 2025 zu melden. Die Meldung muss 

den technischen Voraussetzungen entsprechen, die von der in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 

benannten Clearingstelle vorgegeben werden (https://www.bauen.bayern.de//min/verkehrsminister-

konferenz/index.php). Soweit das Verkehrsunternehmen öffentliche Personenverkehrsdienste auf 

der Grundlage mehrerer öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbringt, erfolgt die Zuordnung der Ver-

käufe, soweit vorhanden, nach den bestehenden Aufteilungsschlüsseln; im Übrigen wird die Zuord-

nung der Verkäufe im Verhältnis der Soll-Fahrzeug-, Wagen-, beziehungsweise Zug-Kilometer vor-

genommen. Für grenzüberschreitende Verkehre gilt Nr. 4.1.9 entsprechend. Der Landkreis Weil-

heim-Schongau erhält eine Abschrift der Meldung. Zusätzlich sind die Verkehrsunternehmen ver-

pflichtet, die Meldungen an die benannte Clearingstelle parallel auch in das DTBY-Portal2 einzustel-

len. Die Meldung kann auch über einen von ihnen beauftragten Dritten (Dienstleister) bzw. die zu-

ständige Tariforganisation (Verbund etc.) analog der Meldung an die benannte Clearingstelle erfol-

gen. Der Betreiber des DTBY-Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung 

personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung erforderlich ist. 

5.3 Für die Antragstellung des Landkreises Weilheim-Schongau beim Freistaat Bayern gemäß Nr. 6.1 

der Richtlinien Bayern 2025 am 30. September 2025 sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 

15. August 2025 vorzulegen: 

- Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der voraussichtlichen Ausgleichsleistungen entspre-

chend den im DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode;  

- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen entsprechend den im DTBY-Por-

tal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode sowie weitere begründende 

Unterlagen; sofern entsprechende Daten von der Verbundorganisation nicht rechtzeitig zur Ver-

fügung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und begrün-

dende Daten selbst vorzulegen; 

- Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets entsprechend den im DTBY-Portal zur 

Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen nach 

Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die 

Studierenden sind entsprechend getrennt nach den vorhandenen einzelnen solidarischen Semes-

tertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sollen diese Progno-

sen von den Verbundorganisationen erstellt werden; 

- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das Ermäßigungsticket entsprechend den im 

DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt 

                                            
2 DTBY-Portal: Portal des Freistaates Bayern zum Vollzug der Abrechnung des Deutschlandtickets; erreichbar unter 
https://dtby.intraplan.de/ 

https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
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auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligen-

dienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt nach den vorhandenen einzelnen 

solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, 

sollen diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden. 

5.4 Vorzulegen ist vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum 30. April 2026 die ermit-

telte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind monatsscharf getrennt auszuwei-

sen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleis-

tende); die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den einzelnen Hochschulen mit (soli-

darischen) Semestertickets und ohne Semesterticket darzustellen. Auf Anforderung sind die jeweils 

zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen.  

5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Januar 2027 die nachfolgend (unter den Nrn. 5.5.1 bis 5.5.4) 

aufgeführten Daten und Nachweise. Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegenden Daten und 

Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf die Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise 

das endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, dies jedoch zum 

31. Dezember 2026 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Ein-

nahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur findet 

ungeachtet der Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht statt. Ausgenommen hiervon sind Um-

verteilungen nach Nr. 2.2 Satz 7 von Einnahmen, wenn die tatsächlichen Einnahmen die Soll-Ein-

nahmen übersteigen. Diese Umverteilung ist in Abstimmung mit dem Aufgabenträger und der Bay-

erischen Eisenbahngesellschaft mbH im Rahmen des endgültigen Nachweises vorzunehmen. 

5.5.1 Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezember 2019 sind die nachfolgenden Daten und 

Nachweise vorzulegen: 

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, 

landesweite Tarife, Haustarife), in dem das Verkehrsunternehmen tätig ist; 

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahrausweise und Erlöse 

differenziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich an-

zugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezem-

ber 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern; 

- Soweit Zahlungsausfälle im Kalenderjahr 2019 nachweisbar sind: Bestätigungen der Verbundorga-

nisationen bzw. Testate eines Wirtschaftsprüfers oder Bestätigung eines Steuerberaters über die 

Beträge für die betroffenen Fahrausweise; 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufgeteilten Einnahmen im Kalenderjahr 2019 

und die Einnahmenaufteilung für die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen für das Kalenderjahr 

2025, soweit möglich; 

- Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag oder ein eigenwirtschaftlicher Verkehr direkt von einer 

Verbundintegrationsmaßnahme betroffen ist: Bestätigung der jeweiligen Verbundorganisation zur 

Berücksichtigung eines bestimmten Betrages in den hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen aus dem 

wegfallenden Tarif für das durch die Verbundintegrationsmaßnahme betroffene Gebiet. Wenn der 

genannte Betrag nicht durch die Verbundorganisation ermittelt wurde, ist zusätzlich die Bestätigung 

eines Wirtschaftsprüfers, Steuerberaters oder Gutachters zur sachgerechten Ermittlung des Betra-

ges erforderlich. 

5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2025 bis Dezember 2025 

hochgerechneten Soll-Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen: 

- die um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2025 bis Dezember 2025 gemäß Nr. 4.3.1.1 

der Richtlinien Bayern 2025 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019; 

- die Nachweise über die durchgeführten Tarifanpassungen gegenüber dem Referenzzeitraum; 

- Nachweis zur Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne Nr. 4.3.1.1 Satz 10 der 

Richtlinien Bayern 2025 zu den Stichtagen 30. April 2023 und 31. Januar 2026; 
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- Nachweis über den Umfang der Betriebsleistungen in den gesamten Kalenderjahren 2019 und 2025 

in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern sowie die tatsächlich erbrachte Betriebsleistung in 

den gesamten Kalenderjahren 2019 und 2025.  

5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf das Kalenderjahr 

2025 vorzulegen: 

- die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2025 bis Dezember 2025; 

- Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung 2025 nach Nr. 

4.3.1.2 Satz 9 Richtlinien Bayern 2025 (soweit die Verbundorganisation Zahlungsausfälle im Rah-

men der Einnahmenaufteilung erfasst: inklusive der Beträge für die ausgegebenen Fahrausweise, 

für die aufgrund von Zahlungsausfällen keine tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen erzielt wurden) so-

wie Nachweise für die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Vereinbarungen zur Durchführung 

der Einnahmeaufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; auf 

Anforderung sind diese auch für Vorjahre vorzulegen; aus der Bestätigung müssen sich Anzahl und 

betragsmäßiger Ansatz für Deutschlandtickets, Deutschland-Jobtickets und Deutschland-Semester-

tickets unter Berücksichtigung des durch Beschluss des Koordinierungsrates festgelegten bundes-

einheitlichen Vertriebsanreizes ergeben; 

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Mindereinnahmen) ein-

schließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen für die gesamten Kalenderjahre 2019 und 

2025; 

- soweit Nr. 4.3.1.1 Satz 6 der Richtlinien Bayern 2025 (Tarifdeckel) Anwendung findet, ist eine trans-

parente Überleitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen vorzulegen; die Einhaltung des Tarifde-

ckels in der Ausgleichsermittlung muss insbesondere durch die Bestätigung der jeweiligen Verbund-

organisation bzw. die Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers oder eines Steuerberaters nachgewie-

sen werden; 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind monatsscharf getrennt 

auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligen-

dienstleistende); die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den einzelnen Hochschulen 

mit (solidarischen) Semestertickets und ohne Semesterticket darzustellen; 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Vereinbarungen zur Durchführung der Einnahmenauf-

teilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; auf Anforderung sind 

diese auch für die Vorjahre vorzulegen 

- für die pauschale Ermittlung der in direktem ursächlichem Zusammenhang mit der Einführung des 

Deutschlandtickets vermiedenen oder ersparten Aufwendungen aus dem Vertrieb des bisherigen 

Tarifsortiments: Nachweis über die Anzahl der vom Verkehrsunternehmen oder mittelbar über einen 

Vertriebsdienstleister verkauften Fahrkarten im Abonnement jeweils zu den Stichtagen 30. April 

2023 und 31. Januar 2025 (vergleiche Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 2025); Abonnements in die-

sem Sinne sind Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen Gültigkeit von mehr als einem Monat einschließ-

lich der in Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 2025 aufgeführten Sonderregelungen; 

- soweit nach Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 2025 ein Nachweis über die tatsächlich ersparten Ver-

triebsaufwendungen geführt wird, sind die betragsmäßigen Einsparungen von Vertriebsaufwendun-

gen nach Nr. 5.4 Satz 4 der Richtlinien Bayern 2025 von einem Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 

oder vom Rechnungsprüfungsamt bescheinigen zu lassen; 

- gesonderte Aufstellung, aus der sich die Berechnung der Soll- und Ist-Netto-Einnahmen 2025 ohne 

Einnahmen aus nicht zu berücksichtigenden Kartenarten für die Berechnung der Minderung der 

Erstattungsleistungen nach §§ 228 ff. SGB IX auf Basis von Nr. 4.3.2 der Richtlinien Bayern 2025 

ergibt; 

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften nach 

Maßgabe der Nrn. 4.3.1 und 4.3.3 der Richtlinien Bayern 2025 sowie eine Aufstellung, aus der die 

Berechnung der entsprechenden Minderungen vollständig nachvollziehbar ist; 
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- für den Fall, dass durch die Fahrgeldzuscheidung kein Nachteilsausgleich in Anspruch genommen 

werden muss (vergleiche Nr. 2.2 Satz 7), eine Bestätigung zur Abführung des den Soll-Einnahme-

wert des Kalenderjahres 2025 gemäß den Richtlinien Bayern 2025 übersteigenden Betrags; 

- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Nr. 4.2.4 einschließlich Bestätigung der 

Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen sowie der kor-

rekten Ermittlung und sachlichen Richtigkeit der Daten; dies kann durch nachweisbare Daten und 

Darlegung vom Verkehrsunternehmen selbst oder durch einen Wirtschaftsprüfer bzw. Steuerberater 

erfolgen.  

5.6 Das Verkehrsunternehmen bestätigt die Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Da-

ten. 

5.7 Werden die vorgenannten Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die Aus-

gleichsleistung ganz oder teilweise versagt werden. 

5.8 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter Beach-

tung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden öffentlichen Dienstleistungsauf-

trags nach Maßgabe der dortigen Regelungen.  

Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in der Umsetzungsvereinbarung ergänzende Regelun-

gen zur Darlegungs- und Nachweisführung getroffen werden. Im Einzelfall können bei Bedarf Ab-

weichungen oder Konkretisierungen zu den im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten 

Nachweispflichten geregelt werden. 

5.9 Der Landkreis Weilheim-Schongau kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben 

und Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den Richtlinien 

Bayern 2025 oder insbesondere aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-

Kommission oder des Obersten Rechnungshofes erforderlich ist.  

5.10 Der Landkreis Weilheim-Schongau kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser 

allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ähnliches 

selbst oder durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen 

lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in die 

hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  

5.11 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personen-

bezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils 

geltenden Richtlinien Deutschlandticket diesbezüglich weitergehende Vorgaben treffen, werden 

diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen Ver-

kehrsunternehmen und dem Landkreis Weilheim-Schongau getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die 

Aufbewahrung der zugrunde liegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür geltenden Fris-

ten. 

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

6.1 Soweit im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder der Umsetzvereinba-

rung nichts Abweichendes geregelt wird, gewährt die zuständige Behörde dem Verkehrsunterneh-

men auf Antrag Abschlagszahlungen gemäß Nr. 6.2 und Nr. 6.3. 

6.2 Die Verkehrsunternehmen erhalten für die Monate Januar 2025 bis August 2025 auf Antrag eine 

erste Abschlagszahlung in Höhe von zwei Dritteln der für das Kalenderjahr 2024 vorläufig gewährten 

Ausgleichsleistungen. Die Auszahlung erfolgt in monatlichen Tranchen. Der Antrag auf die erste 

Abschlagszahlung ist bis zum 19. Februar 2025 über das DTBY-Portal zu stellen.  

Eine zweite Abschlagszahlung für die Monate September bis Dezember 2025 wird auf Antrag ent-

sprechend des voraussichtlichen Bedarfs im Kalenderjahr 2025 gewährt. Die Auszahlung der zwei-

ten Abschlagszahlung erfolgt entsprechend Nr. 6.4.1 Satz 5 der Richtlinien Bayern 2025 in monat-

lichen Tranchen. Der Antrag ist bis zum 15. August 2025 über das DTBY-Portal im Rahmen des 
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Ausgleichsantrages (siehe Nr. 5.3) zu stellen. Die Vorgaben zur konkreten Ermittlung des voraus-

sichtlichen Bedarfs und die konkrete Abwicklung der zweiten Abschlagszahlung richten sich nach 

den entsprechenden, durch das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr fest-

zulegenden, Vorgaben im DTBY-Portal. 

Soweit Verkehrsunternehmen für das Kalenderjahr 2024 keine Ausgleichsleistungen für die Tarif-

anerkennungspflicht des Deutschlandtickets erhalten haben oder aufgrund von Änderungen der Ein-

nahmenaufteilung des Deutschlandtickets wesentliche Änderungen bei der Höhe der Ausgleichs-

leistungen für das Kalenderjahr 2025 zu erwarten sind, stimmen sich Verkehrsunternehmen und der 

Landkreis Weilheim-Schongau über ein sachgerechtes Vorgehen zur Gewährung von Abschlags-

zahlungen für das Kalenderjahr 2025 ab. 

Abweichungen zwischen der auf Basis der Prognosen nach Nr. 5.3 ermittelten vorläufigen anteiligen 

Ausgleichsleistung und den bereits ausgezahlten Abschlagszahlungen werden in Form von Nach-

zahlungen oder Rückzahlungen ausgezahlt oder zurückgefordert.  

Die auf Basis der Prognosen nach Nr. 5.3 ermittelte vorläufige Ausgleichsleistung für das gesamte 

Kalenderjahr 2025 wird in Form von Nachzahlungen oder Rückzahlungen gegenüber den bereits 

ausgezahlten Abschlagszahlungen ausgezahlt oder zurückgefordert; etwaige bereits erfolgte Rück-

zahlungen werden entsprechend berücksichtigt. Soweit noch keine Abschlagszahlungen erfolgt 

sind, erfolgt eine Auszahlung der vorläufigen Ausgleichsleistung in voller Höhe.  

6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Nr. 6.2 gewährt der Aufgabenträger Landkreis Weil-

heim-Schongau Abschlagszahlungen auf die Ausgleichsleistungen für die Mindereinnahmen aus 

dem Ermäßigungsticket wie folgt: Jeweils zum 15. des auf die Gültigkeit des jeweils ausgegebenen 

Tickets folgenden Monats können Abschlagszahlungen über das DTBY-Portal beantragt werden. 

Hierzu ist dort die Anzahl der jeweils ausgegebenen, gültigen Ermäßigungstickets zu melden. Die 

Höhe der Abschlagszahlung beträgt je gemeldeten verkauften Ermäßigungsticket 20 Euro. Das Ver-

kehrsunternehmen kann sich zu der Antragsstellung auch eines Dienstleisters bedienen. Der Be-

treiber des DTBY-Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personen-

bezogener Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.  

6.4 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift 

erfolgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen nach den Nrn. 6.1 bis 6.3. Gemäß Nr. 4.4 

der Richtlinien Bayern 2025 sind erhaltene Abschlagszahlungen auf die Ausgleichleistungen anzu-

rechnen. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen beinhaltet auch eine Regelung zu 

Nachzahlungen und zum Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrechnung) ein-

schließlich etwaiger Verzinsungen.  

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

7.1 Der Landkreis Weilheim-Schongau ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewähr-

ten Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistungen 

nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf Grundlage 

des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen mit den 

Ausgleichsleistungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts nach Ar-

tikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allge-

meinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. 

Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, 

können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemachten 

Angaben berufen. 
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8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

8.1 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 01. Januar 2025 in Kraft.  

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2025 außer Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens 

über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das Kalenderjahr 2025 wird auch nach dem Au-

ßerkrafttreten gemäß Satz 1 nach den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt 

(insbesondere Erfüllung sämtlicher Nachweispflichten durch die Verkehrsunternehmen und Durch-

führung der Schlussabrechnung). Die allgemeine Vorschrift kann durch Änderungs-Allgemeinverfü-

gung verlängert, geändert oder aufgehoben werden. Die allgemeine Vorschrift und die damit ver-

bundene Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets kann insbesondere dann außer Kraft ge-

setzt werden, wenn keine ausreichende Finanzierung des Deutschlandtickets mehr sichergestellt 

ist, um die auf Basis der Allgemeinverfügung bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu 

befriedigen. 
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Anlagen 
Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschlandticket für Auszubil-

dende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket)  
Anlage 2  Festlegungen zur Umsetzung der Stufe 2 der Einnahmenaufteilung für das Deutschlandticket 

in Bayern (2025)  
Anlage 3 Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter Aus-

gaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im 
Jahr 2025 im Freistaat Bayern (Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2025)  

Anlage 4 MVV-Gemeinschaftstarif, Anhang 10 bis 10c, in seiner jeweils geltenden Fassung (Allgemeine 
Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket) – abrufbar unter https://www.mvv-muen-
chen.de/tarif  

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage beim Bayeri-
schen Verwaltungsgericht in München, Postfach 20 05 43, 80005 München, Bayerstraße 30 erhoben werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das Verwaltungsgericht München in 80335 Mün-
chen, Bayerstraße 30, örtlich zuständig. 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zu-
gelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einrei-
chen.  

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 

 

 

Weilheim i. OB, 17.12.2024 

Landkreis Weilheim-Schongau 

 

 

__________________________ 

Andrea Jochner-Weiß, Landrätin 

 

 
Allgemeinverfügung (Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007) des 
Landkreises Weilheim-Schongau über die Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV für Schülerinnen, 
Schüler und Auszubildende zum 1. Januar 2025 als Höchsttarif  

 

Hintergrund 

Die Gremien der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV GmbH) haben beschlossen, das zum 
1. August 2020 im Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) für Schülerinnen, Schüler und Auszubil-
dende eingeführte 365-Euro-Ticket MVV mit verbundweiter Gültigkeit als Jahresticket ab dem 1.August.2023 
als Höchsttarif fortzuführen. Ausgangspunkt der Überlegungen für dieses neue Angebot war den Schülern 

https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.mvv-muenchen.de%2Ftarif&data=05%7C02%7CMartin.Schenck%40mvv-muenchen.de%7C87aa5b0759e44a9c33c908dd10608b0b%7Cdb799911b691472e81024bb9c1e76959%7C0%7C0%7C638684729027364199%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=PaUQOmfjDj8K1aQPz7nvbPcHDiynR%2BMZhanMas%2FqjgY%3D&reserved=0
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.mvv-muenchen.de%2Ftarif&data=05%7C02%7CMartin.Schenck%40mvv-muenchen.de%7C87aa5b0759e44a9c33c908dd10608b0b%7Cdb799911b691472e81024bb9c1e76959%7C0%7C0%7C638684729027364199%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=PaUQOmfjDj8K1aQPz7nvbPcHDiynR%2BMZhanMas%2FqjgY%3D&reserved=0


- 224 - 

und Auszubildenden ein preisgünstiges Angebot anzubieten, um zum einen diese Zielgruppe frühzeitig an 
den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) heranzuführen und zum anderen die Umwelt in Bezug auf den 
motorisierten Individualverkehr (MIV) zu entlasten.  

Zum 10. Dezember 2023 sind der Landkreis Miesbach, der Landkreis Rosenheim, die kreisfreie Stadt Ro-
senheim sowie der Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen mit dem südlichen Landkreisteil dem Münchner Ver-
kehrs- und Tarifverbund beigetreten, so dass der MVV-Gemeinschaftstarif ab dem 10. Dezember 2023 in 
diesen Landkreisen und Landkreisteil sowie der kreisfreien Stadt Rosenheim den Höchsttarif darstellt. Als 
Teil des MVV-Gemeinschaftstarifes wurde zum 10. Dezember 2023 das 365-Euro-Ticket MVV mit verbund-
weiter Gültigkeit als Jahresticket auch in diesen Geltungsbereichen eingeführt.  

Zum 1. Januar 2025 treten der Landkreis Landsberg und der Landkreis Weilheim-Schongau mit den lokalen 
Aufgabenträgern Penzberg, Schongau und Weilheim i. OB dem Münchner Verkehrs- und Tarifverbund bei, 
so dass der MVV-Gemeinschaftstarif ab dem 1. Januar 2025 in diesen Landkreisen den Höchsttarif darstellt. 
Als Teil des MVV-Gemeinschaftstarifes wird zum 1. Januar 2025 das 365-Euro-Ticket MVV mit verbundwei-
ter Gültigkeit als Jahresticket auch in diesen Geltungsbereichen eingeführt.  

Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München die kreisfreie Stadt Rosenheim sowie die Landkreise 
Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Landsberg am Lech, 
Miesbach, München, Rosenheim, Starnberg und Weilheim-Schongau stellen weiterhin eine angemessene 
Finanzierung sinkender Fahrgelderlöse im MVV-Gemeinschaftstarif, die aus der Festsetzung des 365-Euro-
Ticket MVV als Höchsttarif resultieren, sicher.  

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Mindereinnahmen im MVV-Gemeinschaftstarif wie bisher 
sicherzustellen, werden als Grundlage für die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunter-
nehmen von den Aufgabenträgern im MVV für ihr jeweiliges Zuständigkeitsgebiet jeweils eine Allgemeine 
Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/20073 in Form einer Allgemeinverfügung erlassen. 

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbetrages und die Durchführung des Finanztrans-
fers gegenüber den Verkehrsunternehmen im MVV erfolgt über die MVV GmbH auf Basis der „Finanzie-
rungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV“, die als Anlage 2 Bestandteil dieser Allgemeinverfügung ist und von 
der Gesellschafterversammlung der MVV GmbH am 12. Mai 2020 beschlossen und am 16. September 2022, 
am 23. November 2023 sowie am 6. Dezember 2024 fortgeschrieben wurde. 

Auf der Grundlage von § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in Verbindung mit Art. 3 
Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 und Art. 8 Abs. 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Bayern (BayÖPNVG) erlässt der Landkreis Weilheim-Schongau die nachstehende Allgemeinverfügung, 
durch die die Festsetzung des 365-Euro-Tickets MVV für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende als Teil 
des MVV-Gemeinschaftstarifes eingeführt wird: 

 

Allgemeinverfügung: 

1. Das 365-Euro-Ticket MVV gemäß Anlage 1 wird im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) gemäß Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG zum 1. Januar 2025 als Höchsttarif für alle Auszubilden-
den im Sinne der Definition der bezugsberechtigten Personen des 365-Euro-Ticket MVV in Anlage 1 (im 
Folgenden Auszubildende genannt) im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 festgesetzt. Die hier-
mit verbundene gemeinwirtschaftliche Verpflichtung umfasst die Beförderung von Auszubildenden im 
MVV-Gemeinschaftstarif. Der sachliche und geografische Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung ist 
das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Weilheim-Schongau in Bezug auf Verkehrsleistungen im all-
gemeinen ÖPNV, für die der MVV-Gemeinschaftstarif nach Einführung des 365-Euro-Ticket MVV An-
wendung findet. Das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Weilheim-Schongau umfasst sein geografi-
sches Gebiet sowie die Linienabschnitte außerhalb seines Gebiets, für die dem Landkreis Weilheim-

                                            
3 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenver-
kehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) 
in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22).  
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Schongau durch Zweckvereinbarung von Nachbaraufgabenträgern die Zuständigkeit übertragen wurde, 
nicht jedoch die Linienabschnitte auf seinem Gebiet, für die der Landkreis Weilheim-Schongau die Zu-
ständigkeit durch Zweckvereinbarung auf benachbarte Aufgabenträger übertragen hat. 

2. Verkehrsunternehmen, die im geografischen Geltungsgebiet des MVV-Gemeinschaftstarifs Verkehrsleis-
tungen im ÖPNV erbringen und den Höchsttarif anwenden, haben ab dem 1. Januar 2025 einen Anspruch 
auf Ausgleichsleistungen für die spezifischen finanziellen Nachteile, die den Verkehrsunternehmen aus 
der Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV als Höchsttarif erwachsen. Die Höhe der Ausgleichsleistun-
gen richtet sich nach der Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH (Anlage 2) in 
der jeweils gültigen Fassung. Die Ausgleichsleistung je Verkehrsunternehmen ist auf den Betrag be-
schränkt, der dem finanziellen Nettoeffekt im Sinne von Ziffer 2 des Anhangs der VO (EG) 1370/2007 
aufgrund der Einhaltung der Tarifpflicht nach Ziffer 1 entspricht.  

3. Die Höhe der Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt der Summe aller positiven und negativen Aus-
wirkungen der Erfüllung der gegenständlichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens 
bezogen auf die Einhaltung der Tarifpflicht gemäß Ziffer 1 nicht übersteigen. Die Verkehrsunternehmen sind ver-
pflichtet, jährlich einen Nachweis darüber zu führen, dass die empfangenen Ausgleichsleistungen zu keiner Über-
kompensation im Sinne von Art. 4 und Art. 6 Abs.1 in Verbindung mit dem Anhang der VO (EG) 1370/2007 geführt 
haben. Das Verfahren zur Nachweisführung richtet sich nach Maßgabe der Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ti-
cket MVV“ der MVV GmbH in der jeweils gültigen Fassung (Anlage 2).  

4. Die Aufgabenträger im MVV (der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München die kreisfreie Stadt Rosenheim 
sowie die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Landsberg 
am Lech, Miesbach, München, Rosenheim, Starnberg und Weilheim-Schongau) stellen gemeinsam zur Finanzie-
rung des Ausgleichs nach Ziffer 2 aller Allgemeinverfügungen einen Gesamtausgleichsbetrag zur Verfügung, der 
entsprechend der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2) fortgeschrieben wird und in Abhängig-
keit von etwaigen Verbundraumerweiterungen steht; Details sind der Anlage 2 zu entnehmen. Die Landeshaupt-
stadt München, die kreisfreie Stadt Rosenheim, die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Er-
ding, Freising, Fürstenfeldbruck, Landsberg am Lech, Miesbach, München, Rosenheim, Starnberg und Weilheim-
Schongau stellen hiervon insgesamt einen anteiligen Finanzierungsbetrag in Höhe von einem Drittel an der Ge-
samtfinanzierung (Fortschreibung entsprechend Anlage 2) zur Verfügung. Die Verteilung dieses Betrages auf die 
Landeshauptstadt München und die Landkreise erfolgt nach Maßgabe der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket 
MVV (Anlage 2). Der Landkreis Weilheim-Schongau geht davon aus, dass der Gesamtausgleichsbetrag ausreicht, 
um den Verkehrsunternehmen einen angemessenen Ausgleich für die spezifischen Nachteile im MVV aus der Ein-
haltung der Tarifpflicht zu gewähren und die finanzielle Nachhaltigkeit der Erbringung der Verkehrsleistung im 
Sinne von Art. 2a Abs. 2 b) VO (EG) 1370/2007 zu sichern. Sollte sich während der Geltungszeit dieser Allgemein-
verfügung zeigen, dass der Gesamtausgleichsbetrag hierfür nicht ausreicht, wird der Landkreis Weilheim-
Schongau gemeinsam mit den übrigen Aufgabenträgern im MVV geeignete Maßnahmen (beispielsweise eine An-
passung der Allgemeinverfügung oder des Gesamtausgleichsbetrags) prüfen, wie er der vorgenannten Zielsetzung 
gerecht werden kann. Gleiches gilt entsprechend bei einer Verbundraumerweiterung des MVV während der Gel-
tungszeit dieser Allgemeinverfügung. In diesem Fall wird der Landkreis Weilheim-Schongau gemeinsam mit den 
übrigen Aufgabenträgern im MVV darauf hinwirken, dass auch neu hinzutretende Aufgabenträger eine gleichlau-
tende Allgemeinverfügung erlassen und dass die „Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV“ fortgeschrieben 
wird. 

5. Die objektive und transparente Aufstellung der Parameter, anhand derer die Ausgleichsleistung berechnet wird, 
die operative Abwicklung der Ausreichung der Ausgleichsleistungen, die Führung von Nachweisen durch die Ver-
kehrsunternehmen und die Rückforderung von Ausgleichleistungen unter Einbindung der MVV GmbH richten sich 
nach der „Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH (Anlage 2).  

6. Diese Allgemeinverfügung ist am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Weilheim-Schongau 
bekanntgegeben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz). Die Verpflichtung nach Ziffer 1 
tritt zum 1.Januar 2025 in Kraft.  

7. Diese Allgemeinverfügung tritt am 31. Juli 2025 außer Kraft. Sie kann durch Allgemeinverfügung verlängert, geän-
dert oder aufgehoben werden. Der Landkreis Weilheim-Schongau wird gemeinsam mit den anderen Aufgabenträ-
gern im MVV bis zum 31. Juli 2025 über eine Nachfolgeregelung dieser Allgemeinverfügung befinden bzw. die 
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erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um auch nach dem 31. Juli 2025 eine nachhaltige Erbringung der Verkehrs-
leistung durch die Verkehrsunternehmen unter Geltung des MVV-Gemeinschaftstarifs sicherzustellen.  

8. Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Allgemeinverfügung:  

Anlage 1: Die jeweils gültigen Beförderungs- und Tarifbestimmungen des MVV (abrufbar unter 
https://www.mvv-muenchen.de/tarif)  

Anlage 2: Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (abrufbar unter https://www.mvv-muen-
chen.de/av) 

Fortschreibungen und Änderungen an der Anlage 2 werden als Änderung dieser Allgemein-verfügung 
nach Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG öffentlich bekannt gegeben. 

 

Gründe: 

Der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshauptstadt München, der Stadtrat der kreisfreien Stadt Rosen-
heim sowie die Kreistage der Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, 
Fürstenfeldbruck, Landsberg am Lech, Miesbach, München, Rosenheim, Starnberg und Weilheim-Schongau 
haben der Einführung und Fortführung des 365-Euro-Ticket MVV zugestimmt. Da die Umsetzung dieses 
neuen Angebotes nach den Prognosen der MVV GmbH, zu kalkulatorischen Mindereinnahmen von bis zu 
26,94 Millionen Euro bis zum 31. Juli 2025 (Fortschreibung entsprechend Anlage 2) führen kann und somit 
nicht ohne Ausgleichsleistungen möglich ist (vgl. § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeförderungsgesetz (PBefG)), 
haben der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshauptstadt München, der Stadtrat der kreisfreien Stadt 
Rosenheim sowie die Kreistage der Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Frei-
sing, Fürstenfeldbruck, Landsberg am Lech, Miesbach, München, Rosenheim, Starnberg und Weilheim-
Schongau beschlossen, den betroffenen Verkehrsunternehmen hierfür ab dem 1. Januar 2025 einen wirt-
schaftlichen Ausgleich bis zu einer Höhe von 26,94 Millionen Euro für das Jahr 2025 zu gewähren, der Betrag 
von 26,94 Millionen Euro kann entsprechend der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2) 
fortgeschrieben werden. Die Höhe des jeweils aktuellen Gesamtausgleichsbetrages ergibt sich aus der je-
weils aktuellen Finanzierungsrichtlinie. 

Als rechtliche Grundlage für die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verbundverkehrsunternehmen 
im MVV erlässt der Landkreis Weilheim-Schongau in seiner Funktion als Aufgabenträger für den allgemeinen 
ÖPNV gemäß Art. 8 Abs. 1 BayÖPNVG und gemäß Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG zuständige Behörde im Sinne 
der VO (EG) 1370/2007 in seinem sachlichen und räumlichen Zuständigkeitsbereich gemäß Art. 8a Abs. 2 
i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 eine Allgemeine Vorschrift in Form einer Allgemeinverfügung über 
die Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarif als Höchsttarif für alle Auszubildenden. Die gemeinwirtschaft-
liche Verpflichtung geht über die in Art. 8 Abs. 2 Satz 1 und 2 BayÖPNVG enthaltene gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtung hinaus und im Rahmen des Ausgleichsverfahrens wird eine Doppelfinanzierung aufgrund Aus-
gleichsleistungen nach Art. 24 BayÖPNVG und nach dieser Allgemeinverfügung vermieden.  

Er beachtet die Vorgaben des Rechts der Europäischen Union nach Maßgabe der VO (EG) 1370/2007 durch 
eine transparente und diskriminierungsfreie Ausreichung der Mittel an die Verkehrsunternehmen und eine 
auf den finanziellen Nettoeffekt aus der Erfüllung der Tarifpflicht beschränkte Gewährung von Ausgleichs-
leistungen.  

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, Postfach 20 05 43, 80005 München  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das Verwaltungsgericht München in 80335 Mün-
chen, Bayerstraße 30, örtlich zuständig. 

https://www.mvv-muenchen.de/tarif
https://www.mvv-muenchen.de/av
https://www.mvv-muenchen.de/av


- 227 - 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zu-
gelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einrei-
chen.  

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 

 

 

Weilheim i. OB, den 09.12.2024 
Landratsamt Weilheim-Schongau 

 

 

Andrea Jochner-Weiß 
Landrätin 

 

 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes für die Tierkörperbeseitigungsanstalt Kraftisried Landkreis 
Ostallgäu für das Wirtschaftsjahr 2025 
 
Aufgrund von Art. 26 Abs. 1 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) i. V. m. Art. 63 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt der Zweck-

verband für die Tierkörperbeseitigungsanstalt Kraftisried, Landkreis Ostallgäu, für das Wirtschafts-
jahr 2025 folgende Haushaltssatzung: 

 
 

§ 1 
 

Der in der Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2025 wird hiermit fest- 
gesetzt: 
 
Er schließt im Erfolgsplan 
 
 
in den Erträgen mit 1.717.000 € 
 
in den Aufwendungen mit 1.717.000 € 
 
 
und im Vermögensplan 
 
 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 548.600 € 
 
 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Vermö-
gensplan wird auf 0,00 € festgesetzt. 
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§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan wird auf 0,00 € festgesetzt. 
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§ 4 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirt-
schaftsplan wird auf 200.000 € festgesetzt. 

 
 
 

§ 5 
 
Verbandsumlagen für die Finanzierung des Erfolgsplans werden in Höhe von 450.000 € erhoben. 

 
 

§ 6 
 
Die Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2025 in Kraft. 

 
 
 
 
 
Marktoberdorf, 13.12.2024 
Zweckverband für die Tierkörperbeseitigungsanstalt 
Kraftisried, Landkreis Ostallgäu 
 
 
 
 
 
Maria Rita Zinnecker 
Landrätin und Verbandsvorsitzende 
 
 
 
 
Die Haushaltssatzung 2025 samt ihren Anlagen kann während des ganzen Jahres zu den üblichen Öff-
nungszeiten in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes für die Tierkörperbeseitigungsanstalt Kraftisried 
im Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf eingesehen werden 
 

 
Satzung (allgemeine Vorschrift) des Landkreises Weilheim-Schongau über die Festsetzung des 
MVV-Gemeinschaftstarifs als Höchsttarif im straßengebundenen Öffentlichen Personennahverkehr 
auf Basis von Liniengenehmigungen im Sinne der §42, 43 Nr. 2, 44 PBefG 
 

(allgemeine Vorschrift) 

des Landkreises Weilheim-Schongau über die Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarifs als Höchsttarif 
im straßengebundenen Öffentlichen Personennahverkehr auf Basis von Liniengenehmigungen im Sinne 
der §§ 42, 43 Nr. 2, 44 PBefG 
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Präambel 

Die Landkreise Landsberg am Lech und Weilheim-Schongau haben beschlossen, dem Münchner Verkehrs- 
und Tarifverbund (MVV) beizutreten. Hierdurch können alle Fahrgäste im Erweiterungsgebiet vom attraktiven 
MVV-Gemeinschaftstarif, einheitlichen Fahrgastinformationen, digitalen Vertrieb und abgestimmten Ver-
kehrsangeboten profitieren. Der Beitrittsbeschluss des Landkreises Weilheim-Schongau wurde am 24.11.23 
durch die Gesellschafterversammlung des MVV bestätigt. Das Verbundgebiet des MVV erstreckt sich nun-
mehr auf insgesamt 14 Landkreise und kreisfreie Städte. Die Verbundraumerweiterung wird durch das För-
derprogramm zur Schaffung flächendeckender Verbundstrukturen durch den Freistaat Bayern finanziell ge-
fördert.   

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Mindereinnahmen und der verbundbeitrittsbedingten not-
wendigen Investitionen sicherzustellen, die durch die Anerkennung und Anwendung des MVV-Gemein-
schaftstarifs als Höchsttarif und den Verbundbeitritt entstehen, erlässt der Landkreis Weilheim-Schongau für 
sein Zuständigkeitsgebiet und im Rahmen seiner sachlichen Zuständigkeit diese allgemeine Vorschrift im 
Sinne von Art. 3 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Satzung als Grundlage für die Ausrei-
chung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunternehmen. 

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbetrages und die Durchführung des Finanztrans-
fers gegenüber den Verkehrsunternehmen erfolgt über die Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH 
(MVV GmbH).  

§ 1 Rechtsgrundlagen 

(1) Als rechtliche Grundlage für die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunternehmen erlässt der 
Landkreis Weilheim-Schongau gemäß Art. 17 Satz 3 LKrO in seiner Funktion als Aufgabenträger für den allge-
meinen ÖPNV gemäß Art. 8 Abs. 1 BayÖPNVG und gemäß Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG als zuständige Behörde im 
Sinne der VO (EG) 1370/2007 in seinem sachlichen und räumlichen Zuständigkeitsbereich gemäß § 8a Abs. 1 
Satz 2 PBefG i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 eine allgemeine Vorschrift über die Festsetzung des MVV-
Gemeinschaftstarifs als Höchsttarif für alle Fahrgäste.  

(2) Diese allgemeine Vorschrift ergeht als Satzung gemäß Art. 17 Satz 1 LKrO. 

 

§ 2 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 

(1) Der MVV-Gemeinschaftstarif wird in seiner jeweils geltenden Fassung im allgemeinen öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) gemäß Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG auf dem Gebiet des Landkreises Weilheim-Schongau 
als Höchsttarif für alle Fahrgäste i.S.d. Art. 3 Abs. 2 i.V.m. Art. 2 lit. e) Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (VO 
1370/2007) festgesetzt. Die mit der Tarifanwendung und Anerkennung einhergehende gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtung umfasst im Einzelnen: 

a) Beförderung von Personen zum MVV-Gemeinschaftstarif 

b) Vertrieb und Anerkennung des Tarifsortiments im MVV (Anlage 1) sowie Durchführung von Maßnahmen 
im Bereich Verbundmarketing / Fahrgastinformation (Tarifzonenplan, Fahrpläne, Preisblatt, Informatio-
nen zum Schwarzfahren an Haltestellen und im Fahrzeug) und Verbundwerbung (Vorhaltung und Bestü-
ckung einer Plakatfläche für Verbundwerbung im Fahrzeug) nach Vorgaben des MVV  

c) Beschaffung und Betrieb der erforderlichen Vertriebsanlagen/-infrastruktur (Anlage 2) gemäß MVV-Vor-
gaben 

(2) Der sachliche und geografische Geltungsbereich dieser Satzung ist das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises 
Weilheim-Schongau in Bezug auf Verkehrsleistungen im allgemeinen ÖPNV. Das Zuständigkeitsgebiet des Land-
kreises Weilheim-Schongau umfasst sein geografisches Gebiet – einschließlich der aus dem Verbundgebiet aus-
brechenden Verkehre, auf denen der MVV-Tarif Anwendung findet – unter Berücksichtigung etwaiger beste-
hender Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit benachbarten zustän-
digen Behörden bzw. deren Rechtsträgern. 
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§ 3 Gegenstand, Art und Umfang der Ausgleichsleistung 

(3) Für die spezifischen finanziellen Nachteile, die den Verkehrsunternehmen aus der Anerkennung und Anwen-
dung des MVV-Gemeinschaftstarifs sowie dem hierfür erforderlichen Verbundbeitritt i.S.d. § 2 Abs. 1 erwach-
sen, gewährt der Landkreis Weilheim-Schongau den Verkehrsunternehmen Ausgleichsleistungen. Diese sind be-
grenzt auf den finanziellen Nettoeffekt im Sinne von Ziffer 2 des Anhangs der VO 1370/2007. Als negative und 
positive Auswirkungen der Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs werden folgende Ausgleichspositionen 
berücksichtigt: 

1. Ausgleich für tarifliche Mindereinnahmen sowie Fahrgeldersatzeinnahmen abzüglich Mehrverkehre 
(Vergleich Mit- und Ohne-Fall) (Anlage 3)  

2. Investitionskostenzuschüsse des Landkreises in Form von Zuwendungen im Sinne von § 44 BayHO für 
verbundbeitrittsbedingt notwendige Investitionen in Vertriebsanlagen/-infrastruktur nach Maßgabe 
von Förderprogrammen des Freistaates Bayern für Fördergegenstände nach Anlage 2  

3. Anrechnung von verbundbeitrittsbedingt verminderter Vertriebs-/ Marketingaufwendungen des Ver-
kehrsunternehmens 

(4) Zur Finanzierung des Ausgleichs nach Abs. 1 stellt der Landkreis einen jährlichen Höchstbetrag zur Verfügung, 
dessen Gesamthöhe sich aus der Anlage 3 ergibt. Der Landkreis Weilheim-Schongau geht davon aus, dass der 
Höchstbetrag ausreicht, um den Verkehrsunternehmen einen angemessenen Ausgleich für die spezifischen 
Nachteile aus der Einhaltung der Tarifpflicht zu gewähren und die finanzielle Nachhaltigkeit der Erbringung der 
Verkehrsleistung im Sinne von Art. 2a Abs. 2 lit. b) VO 1370/2007 zu sichern. Sollte sich während der Geltungszeit 
dieser Satzung zeigen, dass der Höchstbetrag hierfür nicht ausreicht, wird der Landkreis Weilheim-Schongau 
geeignete Maßnahmen (bspw. Anpassung der Satzung oder des Höchstbetrags) prüfen, wie er der vorgenannten 
Zielsetzung gerecht werden kann. 

(5) Die objektive und transparente Aufstellung der Parameter, anhand derer die Ausgleichsleistungen berechnet 
werden, die operative Abwicklung der Ausreichung der Ausgleichsleistungen, die Führung von Nachweisen 
durch die Verkehrsunternehmen und die Rückforderung von Ausgleichleistungen unter Einbindung der MVV 
GmbH richten sich nach der Anlage 3.  

§ 4 Zuwendungsempfänger und Bewilligungsvoraussetzungen 

(6) Den Verkehrsunternehmen im Linienverkehr im Sinne der §§ 42, 43 Nr. 2, 44 Personenbeförderungsgesetz 
(PBefG) werden Ausgleichsleistungen gewährt, wenn sie die folgenden Voraussetzungen erfüllen:  

1. Anerkennung und Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs sowie Durchführung von Maßnahmen 
im Bereich Verbundmarketing/Fahrgastinformation (Tarifzonenplan, Fahrpläne, Preisblatt, Informati-
onen zum Schwarzfahren an Haltestellen und im Fahrzeug) und Verbundwerbung (Vorhaltung und 
Bestückung einer Plakatfläche für Verbundwerbung im Fahrzeug) nach Vorgaben des MVV, 

2. Einhaltung der Vorgaben des jeweils geltenden Nahverkehrsplans des Landkreises Weilheim-
Schongau nach Maßgabe der erteilten Liniengenehmigung und der jeweiligen Einzelbeschlussfassun-
gen der Kreisgremien, 

3. Beitritt zum MVV-Kooperationsvertrag und Teilnahme an der MVV-Einnahmenaufteilung nach den 
Regelungen des MVV-Kooperationsvertrages und seinen Anlagen und 

4. die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung nach § 2 Abs. 1 ist nicht bereits durch einen öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag i.S.v. Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 abgedeckt und die Mindereinnahmen werden 
nicht von der jeweiligen zuständigen Behörde aufgrund eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags 
ausgeglichen. 

(7) Im Falle der Übertragung der personenbeförderungsrechtlichen Betriebsführung nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG ist 
nur der Betriebsführer anspruchsberechtigt. Im Falle von Gemeinschaftskonzessionen ist jeder Mitinhaber in 
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Höhe seines Anteils an den Einnahmen auf der jeweiligen Linie anspruchsberechtigt, wenn nicht die Betriebs-
führung auf ein anderes Verkehrsunternehmen übertragen wurde. 

 

§ 5 Ausgleichsverfahren 

(8) Das Ausgleichsverfahren erfolgt im Rahmen von unterjährigen Abschlagszahlungen im Abrechnungsjahr (Kalen-
derjahr) und einer Spitzabrechnung im auf das Abrechnungsjahr folgenden Jahr nach Maßgabe von Anlage 3, 
sobald die notwendigen Daten vorliegen. Die Abschlagszahlungen und die Spitzabrechnung erfolgen durch die 
MVV GmbH im Rahmen der jeweiligen Monats- bzw. Jahresabrechnungen.  

(9) Die beitrittsbedingt verminderten Vertriebsaufwendungen der Verkehrsunternehmen werden im Rahmen der 
Spitzabrechnung berücksichtigt. Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, die in einem Abrechnungsjahr bei-
trittsbedingt ersparten Vertriebsaufwendungen bis zum 31.01. des auf das Abrechnungsjahr folgenden Kalen-
derjahres an die MVV GmbH zu melden.  

(10) Im Rahmen der Abschlagszahlungen ggf. überzahlte Beträge sind nach der Spitzabrechnung von den Verkehrs-
unternehmen innerhalb der in der Mitteilung über die Spitzabrechnung festgelegten Zahlungsfrist zurückzuge-
währen.  

§ 6 Überkompensationsverbot / Verfahren zur Überkompensationsprüfung 

(11) Der Ausgleich darf zu keiner Überkompensation des Verkehrsunternehmens bei der Erfüllung der gegenständ-
lichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens bezogen auf die Einhaltung der Tarif-
pflicht gemäß § 2 Abs. 1 führen. Für die Ermittlung, ob eine Überkompensation eingetreten ist oder nicht, ist 
der Anhang der VO 1370/2007 zu beachten.  

(1a) Die Verkehrsunternehmen unterstützen die MVV GmbH bzw. deren Dienstleister bei der Initialerhebung zum 
Nachweis der Nicht-Überkompensation, indem sie  

1. dem Erhebungspersonal den Zutritt zu den Fahrzeugen gewähren, 

2. die Zählung und Befragung auf ihren Fahrzeugen erlauben, 

3. die kostenlose Mitfahrt des Erhebungspersonals während der Erhebung und zur An-/Abreise erlauben, 

4. Änderungen im Fahrplanangebot möglichst frühzeitig an die MVV GmbH melden. 

(12) Zum Nachweis der Nicht-Überkompensation haben die Verkehrsunternehmen bis zum 30.06. des auf das Ab-
rechnungsjahr folgenden Jahres eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des finanziel-
len Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im MVV-Gemeinschaftstarif der MVV GmbH vorzulegen. Die 
Richtigkeit der Aufstellung muss durch einen Wirtschaftsprüfer bescheinigt sein. Verkehrsunternehmen, die auf 
Basis mehrerer Verkehrsverträge im MVV tätig sind, können den Nachweis auch verkehrsvertragsspezifisch er-
bringen.  

(13) Für die Ergebnisrechnung sind folgende Grundsätze zu beachten: 

1. Die Ergebnisrechnung besteht aus einer unternehmensindividuellen Ausweisung des finanziellen Net-
toeffekts, der aus der vorliegenden allgemeinen Vorschrift resultiert.  

2. Zum finanziellen Nettoeffekt zählen gemäß Anhang zur VO (EG) 1370/2007 alle Auswirkungen auf Kos-
ten und Einnahmen. Die Auswirkungen auf die Einnahmen bestehen mindestens in der Gegenüber-
stellung der Differenz der Netto-Einnahmen von „Mit-Fall“ und „Ohne-Fall“ im Sinne von Anlage 3. 
Den Unternehmen steht frei, weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen nachzuweisen. Zu den 
Auswirkungen auf die Kosten gehören nachweisbare und nachgewiesene rein tarifinduzierte Kosten, 



- 232 - 

die objektiv erforderlich sind und nicht von der jeweiligen zuständigen Behörde aufgrund eines öffent-
lichen Dienstleistungsauftrags veranlasst und ausgeglichen werden. Die Beträge sind netto (ohne Um-
satzsteuer) auszuweisen.  

3. Investitionszuschüsse des Landkreises im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 2 sind in voller Höhe anschaffungs-
kostenmindernd in Bezug auf die jeweiligen Wirtschaftsgüter/Anlagen anzusetzen. Die Abschrei-
bungsdauer der bezuschussten Wirtschaftsgüter/Anlagen richtet sich nach den jeweils gültigen AfA-
Tabellen des Bundesfinanzministeriums.  

4. Gegenüberzustellen sind die nach dieser allgemeinen Vorschrift gewährten Ausgleichsleistungen.  

5. Die beitrittsbedingt verminderten Vertriebsaufwendungen sind gesondert auszuweisen. 

Die MVV GmbH kann konkretisierende Vorgaben für die Erstellung der Ergebnisrechnung machen und erläu-
ternde Hinweise gegenüber den Verkehrsunternehmen geben.  

(14) Im Falle einer Überschreitung des nach Maßgabe von Absatz 1 höchstzulässigen Ausgleichsbetrags hat das be-
troffene Verkehrsunternehmen den Betrag der Überschreitung zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe ein-
schließlich Verzinsung ab dem Eintritt der Überkompensation zurückzuzahlen. Gleiches gilt, wenn die Ergebnis-
rechnung im Sinne von Absatz 2 nicht fristgerecht vorgelegt wird. Die Höhe der Verzinsung richtet sich nach der 
jeweils aktuellen Mitteilung der EU-Kommission über die aktuellen bei Beihilfe-Rückforderungen angewandten 
Zinssätze. 

§ 7 Anreiz 

Das Verfahren zur Gewährung von Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift gibt den Verkehrsunter-
nehmen einen Anreiz zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer wirtschaftlichen Geschäftsführung und der Erbrin-
gung von Personenverkehrsdiensten in ausreichend hoher Qualität i.S.d. Ziff. 7 Anhang zur Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007. Die qualitativen Vorgaben für die Verkehrsunternehmen ergeben sich aus dem jeweils gültigen Nahver-
kehrsplan, öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sowie ggf. erlassenen Vorabbekanntmachungen des Landkreises 
Weilheim-Schongau sowie der dazu bestehenden Beschlusslage der Kreisgremien. Da die Ausgleichsleistungen nach 
dieser allgemeinen Vorschrift beschränkt sind auf den Ausgleich der spezifischen finanziellen Nachteile, die den Ver-
kehrsunternehmen aus der Anerkennung und Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs sowie dem hierfür erforder-
lichen Verbundbeitritt i.S.d. § 2 Abs. 1 erwachsen, tragen die Verkehrsunternehmen weiterhin das Marktrisiko. Daraus 
resultiert ein Anreiz, die Wirtschaftlichkeit des jeweiligen Unternehmens stetig zu steigern. 

§ 8 Zweck des Ausgleichs 

Die Ausgleichsleistungen werden im Interesse und zur Förderung des ÖPNV geleistet und stehen nicht in unmittelba-
rem Zusammenhang mit einzelnen Beförderungsleistungen. Förderziel ist die Gewährleistung einer ausreichenden Be-
dienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im ÖPNV. Die Ausgleichsleistungen unterliegen als echte nicht steu-
erbare Zuschüsse nicht der Umsatzsteuer. Die Zahlungen werden daher netto (ohne Umsatzsteuer) geleistet. Sind von 
den Verkehrsunternehmen Umsatzsteuerbeträge rückwirkend zu entrichten (durch Änderung der rechtlichen Beurtei-
lung z. B. im Rahmen einer steuerlichen Betriebsprüfung), erhöht sich der Ausgleichsanspruch der Verkehrsunterneh-
men nicht. Dies gilt ebenso für durch die nachträgliche Zahlung entstehenden steuerlichen Nebenleistungen im Sinne 
des § 3 Abs. 4 Abgabenordnung. Der Landkreis Weilheim-Schongau wird eine nachteilige Änderung der umsatzsteuer-
lichen Behandlung der Ausgleichsleistungen zum Anlass nehmen, die Angemessenheit der Pflichten der Verkehrsun-
ternehmen zu überprüfen. 

§ 9 Berichtspflichten 

Der Landkreis Weilheim-Schongau ist über die auf Grundlage dieser Satzung gewährten Ausgleichsleistungen berichts-
pflichtig gemäß Art. 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht 
nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang 
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mit dieser Satzung stehen, auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunterneh-
men, denen ein Ausgleich aufgrund dieser Satzung gewährt wird, können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. 
die Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben berufen.   

§ 10 Fortschreibung 

Die Landrätin des Landkreises Weilheim-Schongau ist ermächtigt, diese Satzung einschließlich ihrer Anlagen im Hin-
blick auf Verfahrensregelungen (nur Fristen und Termine) und Nachweisführung (nur konkretisierende Vorgaben und 
Hinweise zur Aufstellung zum Nachweis der Nichtüberkompensation) nach § 5 und § 6 abzuändern und fortzuentwi-
ckeln. Änderungen werden den Verkehrsunternehmen unverzüglich mitgeteilt. 

§ 11 Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt gem. Art. 20 Abs. 1 Satz 1 LKrO eine Woche nach ihrer Bekanntmachung mit Wirkung zum 
01.01.2025 in Kraft.  

(2) Die Satzung tritt am 31.12.2029 außer Kraft. Sie kann verlängert, geändert oder aufgehoben werden. Der Landkreis 
Weilheim-Schongau wird – ggf. gemeinsam mit den anderen Aufgabenträgern im MVV – bis zum 30.12.2029 über 
eine Nachfolgeregelung befinden bzw. die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um auch nach dem 31.12.2029 
eine nachhaltige Erbringung der Verkehrsleistung durch die Verkehrsunternehmen unter Geltung des MVV-Ge-
meinschaftstarifs sicherzustellen. 

 

Weilheim i. OB, den 09.12.2024 
Landratsamt Weilheim-Schongau 

 

Andrea Jochner-Weiß 
Landrätin 

 

 

Anlagenübersicht 

Anlage 1:  Vorgaben zu Vertrieb und Anerkennung des Tarifsortiments im MVV (abzurufen unter: 
https://www.mvv-muenchen.de/tarif) 

Anlage 2:  Verbundbeitrittsbedingte Investitionen in Vertriebsanlagen/-infrastruktur – Fördergegenstände  
Anlage 3:  Vorgaben für die Ausgleichsberechnung und das Ausgleichsverfahren 
 
 
  

https://www.mvv-muenchen.de/tarif
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Anlage 1: 
Vorgaben zu Vertrieb und Anerkennung des Tarifsortiments im MVV (abzurufen unter: https://www.mvv-
muenchen.de/tarif)  
 
  

https://www.mvv-muenchen.de/tarif
https://www.mvv-muenchen.de/tarif
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Anlage 2:  
Verbundbeitrittsbedingte Investitionen in Vertriebsanlagen/-infrastruktur – Fördergegenstände 
 

Vertriebseinrich-

tungen 

    

Bordrechner / 

Fahrscheindrucker  

in Bussen 

  In Bussen müssen Verbundtickets 

ausgeben werden können. Bord-

rechner sind auch notwendig für 

Fahrgastinformation und Anbindung 

an DEFAS  

  - Umrüstung / Softwareup-

date 

Softwareupdate für den Vertrieb 

des Verbundtarifs auf vorhandene 

moderne Fahrscheindrucker 

      

  - Neuanschaffung Neuanschaffung von Bordrech-

nern/Fahrscheindruckern, wenn 

kein Gerät vorhanden ist oder kein 

Update bei veralteten Geräten mög-

lich ist. 

  - Unterhalt Bordrechner/Bus-

drucker 

Laufende Unterhaltskosten für neue 

oder umgerüstete Bordrech-

ner/Fahrscheindrucker in Bussen 

      

Entwerter   Entwerter zur Entwertung von Fahr-

karten, die nicht entwertet ausgege-

ben werden, z.B. Streifenkarten  

      

  - Neuanschaffung Entwerter 

an Bushaltestellen 

Anschaffung von Entwertern an 

Bushaltestellen 

      

  - Neuanschaffung Entwerter 

in Bussen 

Anschaffung von Entwertern in Bus-

sen. Alternativ Handstempel (nicht 

komplementär) 

      

  - Handstempel in Bussen Als Alternative zur Anschaffung von 

Entwertern in Bussen werden  

Handstempel zur Entwertung der 
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Fahrscheine durch den Fahrer an-

geschafft (nicht komplementär). 

      

  - Unterhalt der Entwerter in 

aÖPNV 

Wartung und Unterhalt der neuen 

bzw. zusätzlichen Entwerter (über 

die Restvertragslaufzeit bzw. Kon-

zessionslaufzeit) 

      

Kontrollinfrastruk-

tur 

    

  - Softwareanpassung Kon-

trollgeräte für Gästekarten 

bei den Bestands-VU 

Anpassung der Software der Kon-

trollgeräte der Verbund-Verkehrsun-

ternehmen, um Gästekarten-Chips 

auszulesen 

      

  - Softwareanpassung Kon-

trollgeräte zur Prüfung elekt-

ronischer Tickets 

Anpassung der Software der Kon-

trollgeräte der Verkehrsunterneh-

men, um elektronische Tickets, 

Chipkarten und bspw. beim VGN 

auch den HOT auszulesen 

      

  - Anschaffung Kontrollgeräte 

zur Prüfung elektronischer 

Tickets 

Kontrollgeräte, um elektronische Ti-

ckets, Chipkarten und bspw. beim 

VGN auch den HOT auszulesen 

      

  - Laufende Softwarekosten 

Kontrollgeräte 

Laufende Kosten für Kontrollsoft-

ware (z.B. Lizenzgebühren) 

      

Fahrgastinforma-

tion 

    

RBL-Systeme     

  - Erstmalige Anbindung ei-

nes VU an zentrales Hinter-

grundsystem bzw. Anbin-

dung eines vorhandenen 

Bei bereits vorhandenem RBL-Hin-

tergrundsystem eines VU bzw. 

durch Zusammenarbeit der VU im 

Erweiterungsgebiet muss eine An-

bindung an das zentrale System 
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RBL-Systems an das Ver-

bundsystem. 

des Verbunds erfolgen, z.B. durch 

Softwareupdates. Wenn Busse bis-

lang noch nicht an ein Hintergrund-

system angebunden waren, muss 

die Einbindung in ein Verbundsys-

tem bzw. DEFAS erfolgen. 

      

Haltestellenein-

richtungen 

    

Fahrplanaushang   Aushang von Fahrplaninformation 

und Tarifinformation je Haltestelle. 

      

  - Austausch der Fahr-

planaushangkästen an Bus-

haltestellen 

Passende Aushangfahrplankästen 

für Aushangfahrpläne im Verbund-

Layout  zur Verbesserung der Fahr-

gastinformation (z.B. durch größere 

Aushangfläche) 

      

Haltestellenmasten   Haltestellenmasten im einheitlichen 

Verbunddesign an Bushaltestellen 

  - Austausch der bestehen-

den Haltestellenmasten aus 

Gründen eines einheitlichen 

(Verbund-)Haltestellendesign 

Austausch bestehender Haltestel-

lenmasten gegen Haltestellenmas-

ten im einheitlichen Verbunddesign 

an Bushaltestellen, allein aus Grün-

den der optischen Einheitlichkeit 

      

  - Austausch der bestehen-

den Haltestellenmasten wg. 

Verbesserungen für Fahr-

gäste 

Austausch bestehender Haltestel-

lenmasten gegen Haltestellenmas-

ten im einheitlichen Verbunddesign 

zur Verbesserung der Verkehrsver-

hältnisse, z.B. durch bessere Fahr-

gastinformationsaushänge 

      

  - Verbundlogo als Aufkleber Verbundlogo als Aufkleber auf be-

stehenden Haltestellenmasten (o-

der ggf. auch auf Fahrscheinauto-

maten). 
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DFI (dyn. Fahrgast-

informationssys-

teme) 

    

  - Neuanschaffung von dyn. 

Fahrgastinformationssyste-

men 

Neuanschaffung (anlässlich der 

Verbundintegration) von dynami-

schen Fahrgasinformationsanzei-

gern zur Verbesserung der Ver-

kehrsverhältnisse 

      

  - Umrüstung von dyn. Fahr-

gastinformationssystemen 

- Umrüstung von dyn. Fahrgastin-

formationssystemen anlässlich der 

Verbundintegration 

      

Ausstattung Fahr-

zeuge 

    

Aushänge in den 

Fahrzeugen 

    

  Installation eines Fahrplan- 

und Tarifaushangs in beste-

henden Fahrzeugen 

Erstmalige Installation (kein Ersatz) 

von Fahrplanaushängen und Infor-

mationen zum Tarif, z.B. via. DIN 

A3-Klapprahmen. 

      

  Installation von Werbetafeln 

in bestehenden Fahrzeugen 

Anbringen Werbetafeln für den Ver-

bund, z.B. via DIN A2-Klapprahmen 

      

Elektronische Hal-

testellenansage in 

bestehenden Fahr-

zeugen 

  Nachrüstung einer elektronischen 

Einrichtung in Bussen zur autom. 

Ansage der nächsten Haltestelle 

      

Haltewunschtaster 

in bestehenden 

Fahrzeugen 

  Installation von Haltewunschtastern 

in bestehenden Fahrzeugen.  

      



- 239 - 

Fahrzielanzeige     

  - Umrüstung Zielanzeigen 

auf vierstellige Liniennum-

mern in bestehenden Fahr-

zeugen 

Umrüstung der Zielanzeigen von 

bestehenden Fahrzeugen anläss-

lich der Verbundintegration. Bei-

spiel: Derzeit können im VGN-Er-

weiterungsgebiet noch nicht alle 

Zielanzeigen auf den Bussen vier-

stellige Liniennummern abbilden. 

Das wird aufgrund der Verbundlogik 

notwendig 

      

  - Installation von LED-Anzei-

gen in bestehenden Fahr-

zeugen 

Installation einer Anzeige von Li-

niennummer und Ziel als LED-Pa-

nel an der Front von Bussen 

      

  - Installation von Informati-

onsbildschirmen in bestehen-

den Fahrzeugen 

Installation von Informationsbild-

schirmen in Bussen. Beispiel: Lini-

eninformationen vom Bordrechner 

werden im Fahrzeug auf Bildschir-

men angezeigt 

      

Fahrzeugdesign     

  -Verbundkennzeichnung 

(Aufkleber) an bestehenden 

Fahrzeugen 

Kennzeichnung des Busses als 

Verbundverkehrsmittel (Front, 

rechte Seite und Heck gem. BO-

Kraft), z.B. via Aufkleber, z.B. 4 Auf-

kleber je Fahrzeug 

      

  - Anpassung des Fahrzeug-

designs bestehender Fahr-

zeuge 

Nachträgliche Umsetzung eines 

einheitlichen Fahrzeugdesigns im 

Rahmen des Verbunddesigns. 

Komplette Umgestaltung des Fahr-

zeugs anlässlich der Verbundin-

tegration. 

      

Tarifschulung     
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  - Tarifschulungshefte Druck von Tarifschulungsheften des 

Verbunds für die VU 

      

  - Schulung von Personal Schulung des Personals, z.B. von 

Verkehrsunternehmen für die neuen 

Verbundtarife 

 

  



- 241 - 

 

Anlage 3  

I. Höchstbetrag 

Der Landkreis Weilheim-Schongau stellt als jährlichen Ausgleich einen Höchstbetrag von EUR 225.000 zur 

Verfügung. 

II. Grundsätze der Berechnung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste ab 2024 

(1) Die MVV GmbH ermittelt Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste im Rahmen des Verbundbei-

tritts stufenweise in folgenden Schritten: 

(a) Berechnung der Nachher-Einnahmen (brutto) nach dem aktuell gültigen DTV- und MVV-Tarif 

2024 (Mit-Fall)  

(b) Wandlung von MVV-Tickets in Fahrscheine des jeweiligen Haustarifs bzw. des DTV-Tarifs  

(c) Berechnung der Vorher-Einnahmen (brutto) nach den aktuell gültigen Haus-, DTV- und 

MVV-Tarifen 2024 (Ohne-Fall) 

(d) Berechnung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste (brutto) aus dem Delta der 

Vorher- und Nachher-Einnahmen auf der Erhebungslinie. 

Die Ermittlung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste erfolgt auf Basis der Einnahmen des 

Verkehrsunternehmens inklusive Ausgleichsleistungen auf Basis der allgemeinen Vorschriften zum 365-

Euro-Ticket MVV und dem Deutschlandticket.  

(2) Bei der Berechnung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste bleibt eine mögliche Verände-

rung der Fahrgastnachfrage in den Berechnungen unberücksichtigt, es ändern sich jedoch die Ticket-

struktur und damit die Einnahmen je Fahrt. Eventuelle Fahrgastzuwächse durch die Verbundraumerwei-

terung gehen grundsätzlich, vorbehaltlich von Absatz 3, nicht in die Berechnung der Harmonisierungs- 

und Durchtarifierungsverluste ein.  

(3) Die positiven finanziellen Effekte aufgrund von zu erwartenden Mehrverkehren werden pauschal in Höhe 

von 0,76 % bezogen auf die Gesamteinnahmen im Landkreis Weilheim-Schongau (abzüglich der gemäß 

der allgemeinen Vorschrift zum 365 €-Ticket gemeldeten Einnahmen für die Schulwegkostenträger) in 

Abzug gebracht. 

(4) Für die Berechnung des Einnahmenanspruchs der einzelnen Erhebungslinien wird das Verfahren zur 

Ermittlung der realen Ertragskraft verwendet. Das Grundprinzip dieses Verfahrens ist die Aufteilung des 

Fahrpreises oder der spezifischen Einnahmensätze je Fahrausweisart entsprechend dem Anteil der auf 

der Erhebungslinie zurückgelegten Strecke im Verhältnis zur Gesamtstrecke. Benutzt ein Fahrgast für 

seine gesamte Wegstrecke mehrere Fahrausweise, so wird für die Erhebungslinie nur für jene Fahraus-

weise der Erlösanteil ermittelt, die ganz oder teilweise auf der Erhebungslinie genutzt werden.  

(5) Die so berechnete Ausgleichsleistung wird als Pauschalbetrag je Verkehrsunternehmen zum Zwecke 

der Bemessung der Abschlagszahlungen vorab für das nachfolgende Abrechnungsjahr festgelegt.  

(6) Datengrundlage dieser Berechnung wird die im Juni 2024 beginnende und im Juni 2025 endende Initia-

lerhebung sein. 
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(7) Die ermittelte Ausgleichshöhe wird je Aufgabenträger jährlich, frühestens ab dem Abrechnungsjahr 

2025, gemäß dem Delta der Tarifentwicklung DTV zum MVV-Tarif mit folgender Formel fortgeschrieben: 

DTVBasisjahr n-1 x (1+TarifentwicklungDTVAbrechnungsjahr n)  
-  MVVBasisjahr n-1 x (1+ TarifentwicklungMVVAbrechnungsjahr n) 

 ________________________________________ 
=  AusgleichsbetragAbrechnungsjahr n 

 

III. Abschlagszahlung 

(1) Die Verkehrsunternehmen erhalten unterjährig für das jeweilige Abrechnungsjahr Abschlagszahlungen 

nach Maßgabe der folgenden Absätze.  

(2) Die Höhe der Abschlagszahlungen ab dem Abrechnungsjahr 2026 ergibt sich aus der Prognose der 

MVV GmbH für die Höhe der Ausgleichleistungen für das jeweilige Abrechnungsjahr nach Maßgabe von 

Ziffer II. unter Berücksichtigung der Spitzabrechnung des vorangegangenen Abrechnungsjahres. Für die 

Abrechnungsjahre 2024 und 2025 als Initialjahre wird die Höhe der Abschlagszahlung von der MVV 

GmbH nach Maßgabe von Ziffer II. prognostiziert. Die Höhe der Abschlagszahlung für 2024 wird in den 

von den Verkehrsunternehmen zu unterzeichnenden Kooperationsverträgen unternehmensindividuell 

festgelegt.  

(3) Die MVV GmbH wird in den Monatsabrechnungen jeweils 1/12 des Ausgleichsbetrages an die Verkehrs-

unternehmen als Abschlag ausweisen. Die Auszahlung der Abschläge erfolgt in vier Quartalszahlungen 

in den Monaten Januar, April, Juli und Oktober für das jeweilige Quartal.   

 

IV. Spitzabrechnung 

(1) Die Spitzabrechnung der Ausgleichszahlungen für 2024 und 2025 erfolgt auf Basis der Initialerhebun-

gen, die im Juni 2024 starten und im Juni 2025 enden werden. Die Harmonisierungs- und Durchtarifie-

rungsverluste werden zu den dann gültigen DTV- und MVV-Tarifständen erneut berechnet. Die Spitzab-

rechnung wird anschließend bezogen auf die Abschlagszahlungen durchgeführt. Ist der Abschlagsbe-

trag höher als die Spitzabrechnung, kann die Differenz mit der Abrechnung im Folgejahr verrechnet 

werden. Liegt die Spitzabrechnung über der Abschlagszahlung, erhält das Verkehrsunternehmen die 

noch fehlende Differenz zum Ausgleich der Mindereinnahmen. 

Die Ermittlung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste erfolgt auf Basis der Einnahmen 

des Verkehrsunternehmens inklusive Ausgleichsleistungen auf Basis der allgemeinen Vorschriften zum 

365-Euro-Ticket MVV und dem Deutschlandticket. 

 

(2) Die Spitzabrechnung erfolgt jeweils zum 31.12 eines laufenden Kalenderjahres für das vorangegangene 

Kalenderjahr. 

(3) Abweichend davon erfolgt die Spitzabrechnung für das Abrechnungsjahr 2024 erstmals bis spätestens 

zum 30.06.2026.  

(4) Sofern die Fristen für den Deutschlandticket-Ausgleich wie 2023 beibehalten bleiben und die Ergebnisse 

der Hochrechnung aus den Verkehrserhebungen 2024/2025 bis zum 15.09.2025 nicht vorliegen, werden 
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die Beträge der Abschlagszahlungen im Jahr 2024 den Beträgen der Spitzabrechnung 2024 gleichge-

setzt. 

(5) Im Rahmen der Spitzabrechnung werden die beitrittsbedingt verminderten Vertriebsaufwendungen in 

Abzug gebracht.  

 

Zustellung einer Baugenehmigung 
 

 
Zustellung des Baugenehmigungsbescheides BV-Nr. 2021-1271-Ä01 vom 16.12.2024 gemäß Art. 
66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. Bauordnung (BayBO) in der Bekanntmachung der Neufassung vom 
14.08.2007 (GVBl. Seite 588) an die beteiligten Grundstücksnachbarn. Mit Bescheid vom 
16.12.2024 (BV-Nr. 2021-1271-Ä01) wurde der Antrag auf TEKTUR Umnutzung/Umbau Gast-
stätte als Wohngebäude, Abbruch Sudhaus mit Anbau eines Wohn- und Geschäftshauses, Errich-
tung Garagengebäude auf dem Grundstück Fl.Nr. 803/3 der Gemarkung Peißenberg (Hauptstraße 
83; 82380, Peißenberg) bauaufsichtlich genehmigt. 
Die Zustellung dieses Genehmigungsbescheids an die beteiligten Grundstücksnachbarn erfolgt 
hiermit durch öffentliche Bekanntmachung gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO. Die Zustellung gilt 
mit dem Tag der Veröffentlichung des Amtsblattes als bewirkt. Der Baugenehmigungsbescheid 
kann sowohl bei der Marktgemeinde 
Peißenberg als auch beim Landratsamt Weilheim-Schongau während der üblichen Sprechzeiten 
oder nach Terminvereinbarung (Herrn Walser, Telefon: 0881/681-1204) eingesehen werden. 
 
Ungeachtet dieser Zustellung besteht ein Recht der beteiligten Nachbarn, innerhalb der Rechts-
mittelfrist eine schriftliche Ausfertigung des Genehmigungsbescheides anzufordern. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
  
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem  
  

Bayerischen Verwaltungsgericht München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München,  

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München. 

  
  

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung 
  
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfal-
tet keine rechtlichen Wirkungen. 
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebühr fällig. 

 
Landratsamt Weilheim-Schongau, 17.12.2024 
-Bauamt- 
 
Walser 
 


